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Datenverarbeitung im Bundesministerium der Verteidigung 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 14, Mai 1985 im Namen der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Die Entwickliuig der Informationstechnik führt zu immer stärkerer 
Integration der Datenverarbeitung in alle Fühnmgs-, Leistungs- imd 
Arbeitsprozesse der Bimdeswehr. Insbesondere die Telekommuni- 
kationsdienste und Systeme der 5. Generation werden völlig neue 
Anwendimgsgebiete erschließen. 

Wie bereitet sich das BMVg auf diese Herausforderungen vor? 
Welche Bedeutung haben in diesem Zusammenhang die Aufträge 
der Bimdesregienmg an das BMVg im Rahmen des Förderungspro- 
gramms ,, Informationstechnik "? 


Der Bundesminister der Verteidigimg hat zur Nutzung der Infor- 
mationstechnik und im Rahmen der Forschimgs- imd Technolo- 
gieleitlinie der Bundesregierung ein eigenes Programm „Informa- 
tionstechnik für die Bundeswehr" als Schwerpimkt erstellt. 

Dieses Programm umfaßt zwei Bereiche, 

— die verstärkte Erarbeitung übergreifender Verfahren/Techni- 
ken sowie deren 

— Umsetzimg in Experimentalsysteme. 
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Die Experimentalsysteme sollen langfristig zu einer qualitativen 
Verbessenmg, insbesondere in den Bereichen Aufklärung, Füh- 
rung und Waffensysteme, führen. 

Die mittelfristige Planxmg trägt diesem in einer erheblichen und 
stetigen Steigenmg der Haushaltsmittel Rechnung. Im Rahmen 
der übertragenen Federführung für ein ressortübergreifendes For- 
schungs- und Entwicklungsprogramm zur Kryptierung hat das 
Verteidigimgsnünisteriuih den Vorsitz in einer neu gegründeten 
intemünisteriellen Gruppe zur Erarbeitimg eines solchen Pro- 
grammes übernommen. 


2. Seit Jahren fordert der Bundesrechnungshof eine Straffung der 
Organisation der Datenverarbeitung in der Bundeswehr. 

Ist davon auszugehen, daß die derzeitigen Überlegungen des BMVg 
dieser Forderung Rechnimg tragen? Würde diese Neuordnung die 
vorhandenen Schwachstellen (Zuständigkeits- xind Schnittstellen- 
probleme, unterschiedliche Verfahrensregelungen) beheben oder 
zumindest entscheidend mildem? 

Sollen aus der fimktionalen Integration aller von der Infor- 
mationstechnik tangierten Fachgebiete (Datenverarbeitimg, Kom- 
munikationstechnik, allgemeine Bürotechnik, Fernmeldetechnik) 
auch organisatorische Konsequenzen gezogen werden? Könnten 
dadurch weitere Probleme abgebaut werden? 

Die vom Bundesrechnimgshof und vom Rechnungsprüfimgsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages seit Jahren geforderte Straf - 
fimg der Datenverarbeitung wird als Schwerpimktaufgabe 
behandelt. Es bedarf organisatorischer Maßnahmen, die der 
Erkenntnis gerecht werden, daß sich der Einsatz der Datenver- 
arbeitimg zu einer konzeptionsbestimmenden Größe für Füh- 
rungs- und Arbeitsprozesse sowie für Waffensysteme entwickelt. 

1. Die derzeitigen Überlegungen des BMVg sind weitgehend 

abgeschlossen. Sie laufen darauf hinaus, 

— hinsichtlich der Organisationsstruktur die bisher getrennten 
Bedarfsdeckungsbereiche für Führungsinformations-/Auf- 
klärungssysteme sowie für Fachinformationssysteme in 
einem Organisationselement zusammenzuführen, 

— daß die waffensystemnahe Datenverarbeitung in den ent- 
sprechenden Unterabteüimgen der Rüstungsabteilimg wei- 
terhin wahrgenommen werden soU. Nur so bleibt die not- 
wendige enge Verzahnimg mit „hartem" Wehrmaterial 
gewährleistet. Querschnittlich orientierte Vorgaben für die 
Bearbeitung der DV-Anteüe sollen durch das neue DV- 
Organisationselement erfolgen, 

— daß Verbesserungen der Zusammenarbeit der DV-Bedarfs- 
deckungsbereiche auf der Ämterebene (Amt für Datenver- 
arbeitung der Bimdeswehr und Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung) durch ablauforganisatorische Regelungen 
sichergesteUt werden, 

— hinsichtlich der Wahrnehmung der Betriebsverantwortung 
für die Rechenzentren der Bimdeswehr im gegenwärtigen 
Verbund keine Änderungen vorzusehen. 
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— weitergehende Fragen im Rahmen DV-konzeptioneller 
Überlegungen zu entscheiden, 

— an die Stelle der aus technischen Gründen nicht prakti- 
kablen Unterscheidung zwischen Führungs- und Fachinfor- 
mationssystemen eine Abgrenzung nach DV-gestützten 
Informationssystemen zur Unterstützung von 

— streitkräftespezifischen und 

— administrativen 
Aufgaben zu setzen, 

— auf der Grundlage des Rüstungsrahmenerlasses einheitiiche 
Bestimmungen für die Entwicklung, Beschaffung sowie ggf. 
für die Nutzimg von Wehrmaterial und DV-Vorhaben/-Ver- 
fahren zu entwickeln. Zugleich soll dabei die bisherige 
Regelimgsdichte verringert werden. 

2. Es ist zu erwarten, daß Schwachstellen, die aus der Existenz 
zweier unterschiedhcher DV-Bedarfsdeckungsbereiche resul- 
tieren, bei der Realisierung der vorgenannten Überlegungen 
beseitigt werden. 

3. Die immer engere Verzahnung von Informationstechnik, Fern- 
meldetechnik und Bürotechnik könnte unter funktionalen 
Aspekten Anlaß geben, auch insoweit an aufbauorgani- 
satorische Konsequenzen zu denken. 

Dagegen sprechen jedoch die Komplexität, der Umfang und 
die Führbarkeit dieser Fachgebiete. Dadurch würden bei einer 
Zusammenfühnmg neue Probleme geschaffen. 

So hat sich die Selbständigkeit des Fernmeldewesens und der 
Datenverarbeitung bisher nicht als Schwachstelle erwiesen; 
aufbauorganisatorische Konsequenzen sind nicht angezeigt. 

Die aufeinander abgestimmte Nutzimg der jeweüs notwen- 
digen Leistungen wird durch das betroffene Bedarfsträger- 
Management zufriedenstellend gelöst. Die partiell engen Ver- 
zahnungen werden in den zu aktualisierenden Ablaufregelun- 
gen berücksichtigt. 


3. Ist es richtig, daß jede Neuordnung auf dem Gebiet der Datenver- 
arbeitung vor allem dem Erfordernis einer größeren Verantwor- 
tungsübertragun^ auf den Förderer/ Anwender Rechnung tragen 
muß? 

Welche flankierenden Maßnahmen resultieren daraus? Wie sieht 
eine zukünftige Aufgabenteilung aus zwischen Anwen- 
der - DV-Fachkräften - Industrie? Könnte bei stärkerer Industrie- 
beteiligimg die Entwicklungszeit von DV- Vorhaben wesentlich ver- 
kürzt sowie eine generelle Effektivitätssteigenmg erreicht werden? 


Die einfachere Handhabbarkeit von Hard- und Software ein- 
schließlich der FehlererkennungZ-behebung durch Komponen- 
tenaustausch sowie der erreichte Wissensstand bei den Bedarfs- 
trägern machen es möglich, insbesondere im Bereich der Anwen- 
dungssoftware (Entwicklung, Änderung, Pflege) zusätzhche Auf- 
gaben auf die Bedarfsträger zu übertragen. Diese Tendenz wird 
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unterstützt durch die Möglichkeiten, die der dezentrale Einsatz 
von Kleinrechnern beim Nutzer bietet. 

Die Überlegimgen zielen daher darauf ab, mehr Verantwortimg 
auf die Bedarfsträger zu übertragen. Das DV-Fachpersonal der 
Bw sowie die Einbeziehung der industriellen Kapazität werden 
sich stärker auf die Schaff img einer „DV-Infrastmktur" konzen- 
trieren können. Um dieses Ziel zu erreichen, ist vorgesehen: 

1. Der Aus- und Weiterbildung von Personal des Bedarf sträger- 
imd des Bedarfsdeckerbereichs wird erhöhte Aufmerksamkeit 
gewidmet. Hierzu sollen bxmdeswehreinheitliche Grundsätze 
entwickelt \md ein kurzfristig umsetzbares Aktionsprogramm 
aufgestellt werden. 

2. Auf dem Gebiet der Fachinformationssysteme, für die der 
BMVg im ADVBw über eine eigene spezialisierte Entwick- 
limgskapazität verfügt, die die Bw-spezifischen Belange kennt 
\md daher nüt geringerem Einarbeitungsaufwand realisiert, ist 
eine zweckentsprechende Aufgabenteüung - erforderlichen- 
falls xmter Einbeziehung speziellen Know-how der Industrie - 
erforderlich. Danach soU der Bedarfsträger - besonders im 
Rahmen der SoftwarepflegeZ-änderung - schwerpunktmäßig 
die anwendxmgsbezogene, der Bedarfsdecker dagegen die 
querschnittüch orientierte Software bearbeiten. Die zeitliche 
Realisierung hängt vom Aus- bzw. Aufbau entsprechenden 
Know-how bei den Bedarfsträgern ab. 

3. Bei Führungsinformationssystemen und bei DV-Anteüen in 
Waffensystemen wird generell auch künftig die jeweilige Ent- 
wicklung an die Industrie vergeben. Die bisher auf wenige 
Fälle beschränkte Beteiligimg von Personal des Bedarfsträger- 
xmd des Bedarfsdeckerbereichs an der Entwicklung der Soft- 
ware wird jedoch intensiviert werden müssen, weü die 

— Urteilsfähigkeit des Bedarfsdeckers hinsichtlich erbrachter 
Industrieleistxmgen gesichert sein muß imd hierfür eine 
aktive - sektorale - Mitwirkimg erforderlich ist, 

— Beteiligimg des Bedarfsträgers an der Entwicklung als Vor- 
bereitung für die vom Nutzer während des Betriebes wahr- 
zimehmende Verantwortung für die Softwarepflege/-ände- 
rung anzusehen ist, 

— Verbesserung des für den Forderungs- und Entstehimgs- 
prozeß erforderlichen Know-how sowie 

— Kostenreduzierung durch Eigenentwicklung des BT/BD 
anstelle Industrievergabe erwartet werden kann. Auf die in 
der Regel höheren Kosten bei Einsatz von Industriefirmen 
muß hingewiesen werden. 

Bei Entwicklungsarbeiten für Führungsinformationssysteme und 
DV-Anteüe in Waffensystemen kormte im Vergleich zur Eigen- 
entwicklung eine wesentliche zeitliche Verkürzung und Effektivi- 
tätsverbesserung nicht festgestellt werden. 

Die Beschränkimg der Inanspruchnahme von Leistungen der 
Industrie zur Erfüllung ressorteigener Aufgaben auf dringliche 
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und unabweisbare Fälle von begrenzter Dauer auch im Bereich 
der Datenverarbeitung entspricht im übrigen der grundsätzhchen 
Regelimg des BMVg für die Inanspruchnahme von Fremdleistun- 
gen. Somit wird auch der Finanzmittelbedarf in Grenzen gehalten. 

Die Fachinformationssysteme der Bimdeswehr werden mit 
begrenzter industrieller Unterstützung entwickelt und unterhal- 
ten. „Spitzen-know-how" und vorübergehender Ersatz für fehlen- 
des eigenes Personal werden gezielt durch Industrieleistungen 
gedeckt. Die nicht primär ingenieurorientierte Aufgabenstellung 
spricht für diese - auch kostengünstige - Aufgabenverteilung. 

Der Einsatz industrieller Methoden, Verfahren und Werkzeuge 
verringert den Aufwand insbesondere bei Änderung und Pflege 
imd sorgt durch Systematik und strukturiertes Vorgehen für 
Effektivität, verkürzt aber erfahrungsgemäß die Entwicklung 
kaum (vergleiche hierzu die Antwort zu Frage 7). 

Größere Bedeutung als bisher wird die Lieferung standardisierter 
Softwarebausteine erhalten. Auch im Rahmen des Forschungs- 
imd Technologieprogrammes ist Nutzung des Innovationspoten- 
tials der Industrie vorgesehen. 


4. Die Beherrschbarkeit des mit den neuen Techniken einhergehenden 
Zuwachses an informationsbezogenen Fragestellungen bedingt 
erhebliche, zusätzliche qualitative Anforderungen an das Personal. 

Wie sieht die Personalsituation generell aus? Kann es sein, daß eine 
notwendige Schwerpunktbildung im Bereich der DV zum Aufgaben- 
abbau an anderer Stelle führen wird? Welche Ausbüdungs-ZFortbü- 
dimgsreihen imd Maßnahmen existieren? Können Erfahrungen bei 
der Umschulimg von Amtspersonal zu DV-Fachkräften mitgeteilt 
werden? Wo sieht das BMVg unumgängliche Verbesserungsnotwen- 
(Ügkeiten? 


Moderne Waffensysteme, aber auch Fühnmgs- und Arbeitspro- 
zesse sind nicht mehr ohne intensive DV-Unterstützimg denkbar. 
Militärisches und ziviles Personal muß dieses Mittel beherrschen. 
Um das Ziel zu erreichen, müssen Aus- und Fortbildimg verstärkt 
darauf ausgerichtet werden. 

In der Bundeswehr sind z. Z. ca. 3 600 Dienstposten von 
DV-Fachpersonal besetzt. 

1. Militärisches Personal 

Z.Z. sind auf einschlägigen DV-Dienstposten 1500 Soldaten 
fimktionsgerecht eingesetzt. 


Anteile 


Heer 

750 

Offiziere 

600 

Lw 

520 

Unteroffiziere 

500 

Marine 

230 

Mannschaften 

400 


2. Ziviles Personal 

Z. Z. sind auf einschlägigen Dienstposten ca. 2 100 Beamte/ 
Angestellte eingesetzt. 


Drucksache 1 0/3364 


5 



Drucksache 10/3364 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Anteile 

DV-Zentralbereich 1260 höherer Dienst 191 

Rüstimgsbereich 220 gehobener Dienst 673 

Streitkräftebereich 635 mittlerer Dienst 1251 

Es wird geprüft, ob die Personalausstatttmg für die DV-Bedarfs- 
deckung im Bereich der Fühnmgs- und Waffeneinsatzsysteme 
den geänderten Anforderungen angepaßt werden muß. BMVg 
hält dies für zwingend erforderlich. 

1. Militärisches Personal 

Eigen- und Fremdausbildung werden System- tmd aufgaben- 
bezogen durchgeführt. Die Konsequenz ist eine Org-Bereich- 
orientierte Eigenständigkeit der Ausbüdtmg. 

Heer: DV-Grundausbüdung soll als Bestandteil der 

militärfachlichen Ausbildung imd fachlichen 
Fortbildimg laufbahnorientiert werden. Darüber 
hinaus wird erwogen, für DV- Spezialisten eine 
Ausbildungs- tmd Verwendimgsreihe „DV" ein- 
zurichten. 

Luftwaffe :DV-Ausbildimg erfolgt im eigenen Bereich, an 
Schiüen der TSK, des DV-Zentralbereichs und 
derTslATO sowie bei DV-HersteUem imd Einrich- 
tungen der öffentlichen Hand. 

Marine: D V- Ausbüdimg erfolgt an eigenen Ausbüdungs- 

einrichtimgen imd Programmierzentren, teü- 
weise auch bei anderen TSK und bei der Indu- 
strie. 

TSK-übergreifend ist die Logistikschule der Bundeswehr Ham- 
burg nüt ihrem Lehrgangsangebot ein wesentlicher Faktor auf 
dem Gebiet der DV-Ausbüdung. 

Der Bedarf an Offizieren des Truppendienstes mit einschlägi- 
gen DV-Kenntnissen wird außerdem bei allen TSK weitgehend 
durch die Absolventen der Studienfachrichtungen Informatik, 
Elektrotechnik/Elektronik, Luft- und Raumfahrttechnik sowie 
der Wirtschafts- imd Organisationswissenschaften gedeckt. 
Diese Offiziere (z. B. seit 1976 jährüch ca. 40 exanünierte Infor- 
matiker) erhalten nachträglich lediglich eine DV-systembezo- 
gene Spezialisierung. 

2. Ziviles Personal 

Die Bw-inteme Ausbildung findet für Angehörige des 
Rüstungsbereichs vor allem bei der Bundesakademie für Wehr- 
verwaltung und Wehrtechnik statt. Die Angehörigen des DV- 
Zentralbereichs werden beim Amt für Datenverarbeitung 
geschult. Das Wissen der Mitarbeiter muß bis auf weiteres 
zusätzlich durch Teilnahme an Lehrgängen der Industrie und 
einschlägigen DV- Ausbildungsinstituten erweitert werden 
(Konkrete Maßnahmen siehe Antwort zur Frage „ . . . Verbesse- 
rungsmöglichkeiten " ) . 
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— Da entsprechendes Personal in der erforderlichen Anzahl 
auf dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung steht, wird ver- 
sucht, nfeben Nachwuchskräften aus der jeweiligen Lauf- 
bahn auch im Rüstungsbereich bereits vorhandenes Perso- 
nal dtirch entsprechende Ausbildimg bzw. Umschultmg für 
die Software-Bearbeitung zu gewinnen. Dieses Sonderpro- 
gramm wird seit zwei Jeihren praktiziert. Wenn auch bisher 
26 Teilnehmer die Umschulung erfolgreich abschließen 
konnten (dies entspricht einer Erfolgsquote von ca. 26 %), 
reicht dies nicht für eine spürbare Abhilfe. 

— Zur Verbesserung der Personalsituation auf dem Gebiet der 
Datenverarbeittmg/lnformationstechnik wird der Rüstungs- 
bereich die Umschulimg von Personal zu DV-Fachkräften 
intensivieren. Darüber hinaus ist ein gezielter Personalaus- 
tausch mit der Industrie in konkreten Rüsttmgs Vorhaben 
vorgesehen. Amtspersonal soll im Projektteam des Haupt- 
aviftragnehmers zeitiich begrenzt tmd unter Beibehaltung 
des Status mitarbeiten mit dem Ziel, flankierend zur entspre- 
chenden Aus-/Fortbüdung die erforderlichen Fachkennt- 
nisse praxisbezogen zu vertiefen und Erfahrungen in der 
industrieseitigen Projektbearbeitimg sammeln zu können. 
Gleichzeitig sollen in Ausnahmefällen Fachleute der Daten- 
verarbeitung imd Informationstechnik aus der Industrie in 
das jeweüige Projektteam des Amtsbereiches integriert wer- 
den, um einen entsprechenden Know-how-Transfer von der 
Industrie zu ermöglichen. 

— Der DV-Zentralbereich hat schon frühzeitig damit begon- 
nen, Verwaltungsfachkräfte durch Umschulungsmaßnah- 
men für den Eiilsatz in DV-Bedarfsdeck\mgsaufgaben aus- 
zubüden. Von insgesamt 100 Lehrgangsteilnehmern blieben 
42 Beamte in der Datenverarbeitung. Selbst unter dem 
Aspekt, daß einige Teilnehmer in andere Ressorts abgewan- 
dert sind, ist die Aktion insgesamt als erfolgreich zu 
bewerten. 

1. Zur mittel-Zlangfristigen Verbesserung der Personalsituation 
auf dem Gebiet der Datenverabeitung im Rüstungsbereich 
wird die Bimdeswehr am Arbeitsmarkt ein der Industrie ver- 
gleichbares Verhalten zeigen müssen. Dies bedeutet im 
wesentlichen: 

— Bereitstellung der notwendigen Personalkapazität durch 
Einsparung in anderen Bereichen, um den gestiegenen imd 
weiter anwachsenden Aufgaben in der Datenverarbeitung 
entsprechen zu können. Durch rechtzeitig eingeleitete Maß- 
nahmen in bezug auf die Planstellenbewirtschaftimg güt es 
darüber hinaus sicherzustellen, daß sich die am Arbeits- 
markt verschlechternden Bedingimgen (Pillenknick) nicht 
imverhältnismäßig im Bereich des BMVg auswirken. 

Die Auflagen zur Personaleinsparung innerhalb der letzten 
Jahre haben die ohnehin gespannte Situation zusätzlich ver- 
schärft. Mit den eingeleiteten Maßnahmen wird der notwen- 
dige Durchbruch mittelfristig nicht geschafft werden können. 
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Hier bedarf es zusätzlicher Maßnahmen: 

— BMVg wird sich in Zusammenarbeit mit dem BMI dannn 
bemühen, für den Bereich der Datenverarbeitung Ausnah- 
men von den im Haushaltsbegleitgesetz 1984, Artikel 30, 
vorgesehenen Einschränkungen zu erreichen. 

— Schaffung von Anreizen für erfolgreiche Teüncihme an 
Umschulungsmaßnahmen, um die eingetretene Stagnation 
zu überwinden. Die Teilnehmer müssen sich langen und 
anstrengenden Lehrgängen in schwieriger Materie unter- 
ziehen. 

2. Verbesserungen werden mittelfristig auch durch Standardisie- 
rungsbemühungen eintreten.^ Einheitliche Software und Ent- 
wicklungsmethoden werden die Ausbüdung straffen. 

3. Eine gemeinsame Aus-, Fort- und Weiterbildungskonzeption 
ist voranzutreiben. Hierzu hat die Leitung des BMVg sowohl 
die Bedarfsträger als auch die Bedarfsdecker angewiesen, 
jeweils für ihren Bedarf ein konkretes Aktionsprogramm zur 
qualitativen und quantitativen Verbesserung der Personal- 
situation zu erarbeiten und vorzulegen. 

Hierin einzubinden sind auch Maßneihmen zur verstärkten 
Einbeziehung von DV- Anwendungen in die Arbeitsprozesse 
(insbesondere im Rahmen der Projektmanagement-Aufgaben). 

Die Verlagerung von Bearbeitungsschwerpunkten wird es nnt 
sich bringen, die Kapazitäten zumindest in bezug auf Software- 
pflege und -änderung entsprechend auszubauen. Hierzu sollen 
in erster Linie Rationalisienmgsmöglichkeiten in arideren 
Bereichen genutzt werden. Gleichwohl kann nicht ausge- 
schlossen werden, daß die Intensität der Bearbeitung weniger 
wichtiger Aufgabenstellungen eingeschränkt wird. 


5. Sind unter den Bedingungen einer größeren Aufgabenzuweisung 

auf den Anwender die auch weiterhin erforderlichen zentralen 

Steuerungsfunktionen gesichert, z. B. 

— DV-Anwendungen für gleichartige Aufgabenstellung zwischen 
den Förderern abzustinunen, 

— übergeordnete Bedingungen (NATO, interministerielle Abstim- 
mungen) zu berücksichtigen, 

— Homogenität und Integrität der Daten sicherzustellen, 

— eine wirtschaftüche imd^rofessionelle Geräte- und Programm- 
ausstattung sowie deren Nutzung zu gewährleisten, 

— unwirtscheiftliche Insellösimgen zu verhindern, 

— zentrale Aufgaben der DV-Sicherheit durchführen zu können, 

— sonstige zentrale Vorhaben und Regelimgen wirkungsvoll zum 
Einsatz bringen zu können? 


Je mehr Datenverarbeitung beim Anwender dezentral durch- 
geführt wird, um so stärker müssen zentrale Steuerungsfunktio- 
nen greifen, tun unwirtschaftliche Lösimgen zu verhindern. 

Gleichartige AufgabensteUxmgen werden durch folgende Mecha- 
nismen erkannt und abgestimmt : 
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Nach Bedarfsanalysen in Studiengruppen werden Grundsatzfor- 
derungen auf DV-Unterstützung von Koordinierenden Referenten 
für DV in der jeweiligen Abteilung/Führungsstab mitgeprüft. Im 
Personalwesen übt die PersonalabteUung, in der Logistik, der 
Organisation, der Ausbildimg, der Plammg Bw, den Führungs- 
systemen der FÜ S eine koordinierende Funktion aus. Auf dem 
Gebiet des Gebühmiswesens gibt es beispielsweise gemeinsame 
Entwicklimgen mit dem BMF. 

Auf der Bedarfsdeckerseite werden Forderungen zusätzlich 
dadurch abgestinunt, daß die DV-Projektreferate bei Gruppe DV 
und Rüstung die Grundsatzforderungen gegenseitig mitzeichnen, 
wenn Informationsübergänge dies erforderlich machen. Übergrei- 
fendes Informations- imd Abstimmungsforum auf der Grundlage 
des noch geltenden DV-Rahmenerlasses ist der DV-Arbeitsaus- 
schuß, dem Vertreter aller Führungsstäbe und Abteilungen emge- 
hören. 

Die deutsche Atitiassung gegenüber der NATO wird einheitlich 
vertreten. Die Abstimmung geschieht in einer NATO-Koordinie- 
nmgsgruppe imter Leitimg des Führungsstabes der Streitkräfte. 

Die interministeriellen Abstimmimgen in DV-Angelegenheiten 
der Verwaltvmg von Bund und Ländern werden von der Gruppe 
DV als Mitglied des IMKA wahrgenommen. 

Die Rüstungsabteilung ist der zentrale Ansprechpeurtner für den 
BMFT und die Rüstungsindustrie in Fragen der Forschung imd 
Technologie. 

Homogenität imd Integrität der Daten sind bisher durch zentrale 
Projektentwicklung und Groß-Rechenzentren sichergestellt. Die 
dezentrale Entwicklung ggf. Datenhaltung ysdrd zu Problemen 
führen. Neue Entwicklungsmethoden Und maschinell gestützte, 
zentrale Datenadministrationsverfahren sind in Angriff ge- 
nommen. G 

Der Zielkonflikt der verstärkten Offmmg und Nutzung des Wett- 
bewerbes einerseits und der Standcudisienmg andererseits kann 
nur durch Festlegungen im Systemsoftwarebereich entschärft 
werden. Die Zusammenmbeitsfähigkeit wird auf Dauer vor allem 
eine Frage der Software sein. Hier stellen sich auch die meisten 
Nutzungsprobleme. Die Investitionen in Know-how erfolgen vor 
allem im Softwarebereichc 

DV-Sicheriieit im engten Sinne beginnt bei Ablauf sicherheit imd 
geht bis zur Abwehr von internen und externen Bedrohungen. 
Richtlinien auf der Basis einer Konzeption sind eingeführt und in 
Erprobimg; weitere zentrale Richtlinien sind noch für 1985 ange- 
kündigt. Die verteilte Datenverarbeitung bringt neue Chancen, 
aber auch neue Risiken. Eine enge Zusammenarbeit mit dem BMI 
und den Stellen für allgemeine militärische, materielle und perso- 
nelle Sicherheit ist notwendig und vor allpin durch eine zentrale 
Koordinierungsgruppe unter Leitung des Organisationsstabes 
gewährleistet. 

Zentrale Richtiinien sind eingeführt bzw. in Vorbereitung; eine 
Anpassimg an die sich verändernden Erfordernisse (z. B. verteilte 
DV, techn. Fortschritt) erfolgt fortlaufend. , 
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6. Die Vielfalt der angebotenen DV- Anlagen, -Geräte und -Programme 
bietet den Auftraggebern große Hexibilität bei der Vertragsgestal- 
tung und Beschaffung. 

Wie werden diese Möglichkeiten genutzt, vind welche Anstrengun- 
gen unternimmt die Bundeswehr bezüglich 

— objektbezogener Ausschreibimgen, 

— Bildung von Gerätepools, , 

— alternative Finanzierungs-A^ertragsformen, 

— Vermeidung technisch überalterter „Gerätehalden", 

— Vermeidung monopolistischer Situationen (einseitige HersteUer- 
bindung)? 

Die Vielfalt angebotener innovativer Hardware- und Software- 
Problem-Lösungen soll für die Bundeswehr verstärkt nutzbar 
gemacht werden. Solche Lösungen müssen allerdings nationaler 
und internationaler Standardisierimg ebenso Rechnung tragen 
wie den grundsätzlichen Fordenmgen nach hoher Betriebssicher- 
heit, Verfügbarkeit imd Wartungsmöglichkeit. Auch sind bei der 
Bewertung von alternativen Lösungsangeboten die Kosten vpn 
Umstellungen, z.B. im Bereich der Betriebssysteme, der Anwen- 
dersoftware oder der Versorgung zu berücksichtigen. 

Innerhalb dieses Rahmens besteht genug Freiraum für innovative 
Lösimgsangebote der Hersteller. Instrument für die Auftragsver- 
gäbe im Wettbewerb auf der Basis der neugefaßten Verdingungs- 
ordnimg für Leistungen/Teil A (VOL/A) sind die vom BMI heraus- 
gegebenen Unterlagen für die Ausschreibung und Bewertung von 
DV-Leistungen (UFAB). 

Mit der Weisimg vom 22. Januar 1985 ist die Anwendimg der 
UFAB im Geschäftsbereich des BMVg verbindlich angeordnet 
worden. Damit soll dem Wettbewerb bei der Beschaffung von 
DV-Leistungen im Rahmen von Projekten mehr Chancen einge- 
räumt werden, um — ggf. auch über Nebenangebote oder Ände- 
rungsvorschläge “ alternative technische Konzepte imd Hard- 
ware-/Software-technische Lösungsvarianten zu erhalten. 

Für jede Beschaffungsmaßnahme muß die zweckmäßige vertrag- 
liche Lösung unter Ausrichtung auf die knappen finanziellen 
Möglichkeiten gewählt werden. Dabei spielt die voraussichtliche 
Nutzungsdauer eine wesentliche Rolle. Die fortschreitende tech- 
nische Enwicklxmg, Verbesserungen im Preis-Leistimgs- Verhält- 
nis, besonders aber der Zwang zur Anpassung an den permanent 
steigenden Bedarf der Nutzer (Streitkräfte und Bw-Verwaltimg), 
lassen jedoch eine verläßliche Prognose über mehrere Jahre oft 
nicht zu. Dieser mittelfristig nur bedingt planbaren Entwicklung 
muß durch flexible Vertragsgestaltung Rechnimg getragen wer- 
den. Dem werden Mietverträge und zunehmend Leasing-Ver- 
träge am ehesten gerecht; sie haben maßgeblich dazu beigetra- 
gen, daß technisch überalterte Gerätehalden im großen imd gan- 
zen vermieden werden konnten. Gerade unter dem Aspekt der 
schnellen technischen Entwicklung muß im Einzelfall sorgfältig 
geprüft werden, ob Kauf in Betracht kommt. Mögliche - rechne- 
risch finanzielle — Vorteüe müssen abgewogen werden gegen den 
Verlust der (stufenweisen) Anpassungsfähigkeit sowie gegen die 
— im Verhältnis zur Leistung — hohen Wartungskosten veralteter 
Ausstattimg. Gerätepools sind mp: dort zweckmäßig, wo aus Ein- 


10 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/3364 


satzgründen und dem darauf abgestimmten logistischen Konzept 
ein engbegrenzter Bestand an Austauschgeräten bevorratet wer- 
den muß. 


7. Inwieweit werden Maßnahmen zur Rationalisierung in der DV 
durchgeführt, wie z.B. 

— Abbau des hohen Änderungsaufwandes bei Altverfahren (Soft- 
ware-Sanierung) , 

— Einsatz automatisierter Methoden zur Systementwicklung, 

— Einsatz intelügenter Benutzersysteme, 

— Abbau der Überlastung zentraler DV-Anlagen durch verteilte 
Verarbeitung (z.B. Personal- Computer), 

— Zukauf von Programmen statt Eigenf ertigimg; Komplettienmg 
von Bausteinen (Komponenten); Einsatz von Querschnitts-Soft- 
ware, 

— Angleichung der Software-Methoden für alle Anwendungen 
(DV- Anteile und DV-Systeme)? 

Mit der wachsenden Bedeutung der DV für alle Bereiche der Bw 
ist gleichzeitig der Bedarf an Unterstützungsleistungen durch die 
DV-Fachseite überproportional gestiegen. Die daraus resultieren- 
den z. Z. langen Wartezeiten für die Realisierung von Nutzerforde- 
rungen zwingen zu verstärkten Rationalisienmgsmaßnahmen imd 
zur Kräftekonzentration in der Datenverarbeitimg. Zielsetzung 
muß es sein, das Engpaßpersonal (DV-Spezialisten) für qualifi- 
zierte Unterstützimgsleistungen verfügbar zu halten, gleichzeitig 
aber alle technischen imd organisatorischen Möglichkeiten zu 
nutzen, DV-Aufgaben imter festgelegten Konditionen zu dezen- 
tralisieren und dabei mit Nachdruck die verfügbarer! Methoden 
zur generellen Reduzierung des Software-Aufwandes ein- 
zusetzen. 

Führungsinformationssysteme und Waffensysteme werden durch 
Änderungen neuen Erfordernissen angepaßt. Ziel dabei ist in 
erster Linie die Kampfwertsteigerung. Zur Vereinfachung von 
Pflege imd Änderung und damit zur Kosteneinsparung werden 
die Fortschritte der SW-Technologie ausgenutzt. Hierdurch kann 
sich ergeben, daß SW-Pakete oder Dokumentationen umgeschrie- 
ben oder angepaßt werden müssen (z.B. Sprachenstandardisie- 
rung). Administrative Verfahren unterliegen, z.B. infolge gesetz- 
licher Änderungen oder bedingt durch Änderungsforderungen, 
häufig einem ständigen Anpassungsprozeß. Änderungen sind 
dann besonders aufwendig, wenn Batch-Verfahren auf Dialog- 
bzw. Datenbankeinsatz umgestellt werden müssen. Bei solcher 
Gelegenheit werden moderne Software-Entwicklungsmethoden 
eingesetzt. 

SW-Entwicklungsmethoden und -Werkzeuge werden für den 
gesamten Entstehungsgang (Konzept bis SW-Dokumentation) 
, angewendet. Da die Entwicklung von FüInfoSys und WS grund- 
sätzlich an die Industrie vergeben wird, kommen verschiedene 
Methoden und Werkzeuge zur Anwendung, solange sie bestimm- 
ten Basis-Anforderungen entsprechen. Eine Vereinheitlichung 
solcher Hilfsmittel ist u. a. mit dem Projekt Sperber vorgesehen. Es 
ist beabsichtigt, mit diesem Projekt für alle Vorhaben, bei denen 
die NATO-Standard-Sprache „Ada" zur Anwendung kommt, eine 
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Vereinheitlichung der „SW-Entwieklungs-Umgebung" zu errei- 
chen. 

Die eigenentwickelten administrativen DV-Verfahren werden mit 
einheitlichen marktgängigen SW- Werkzeugen und einer einheit- 
lichen Sprache realisiert und dokumentiert, soweit sie auf Groß- 
rechnern laufen. Die Piloterprobung der SW-Werkzeuge hat zu 
einer Reihe von Verbesserungen geführt; weitere Fortschritte sind 
absehbar. 

Der Rüstimgswirtschaftliche Arbeitskreis hat auf Anregimg des 
BMVg einen Fachkreis „DV-Standardisierung" gebildet. Dieser 
wird versuchen, aktuelle Erfahrungen der Rüstungsindustrie mit 
SW-Entwurfsmethoden und -Werkzeugen auf den Amtsbereich 
zu übertragen. Es kann festgestellt werden, daß es an durchgängi- 
gen, alle Phasen unterstützenden Werkzeugen fehlt. Allerdings ist 
der Markt sehr aktiv. 

Die Ausgestaltung von Arbeitsplätzen eines Systems (Zuordnung 
von Funktionen der Verarbeitimg, Speicherung und Darstellimg 
von Daten) hängt u. a. von den Forderungen nach Betriebssicher- 
heit (Ausfallkonzept), der Netzbelastung und der Wirtschaftlich- 
keit ab. „Personal Computer" kommen bei stationären FüInfoSys 
allenfalls als „intelligente Terminals", nicht aber als autonome 
Verarbeitungseinheiten vor. 

Im administrativen Bereich haben dezentrale Kleinrechner stark 
zugenommen. In der Regel brauchen sie On-line-Verbindung zu 
den Großrechnern nüt den Datenbanken. Wegen dieses Verbim- 
des ist Zusammenarbeitsfähigkeit Bedingung. Es zeigt sich, daß 
die Kleinrechner trotz ihrer Leistung vor Ort häufig durch die 
notwendige Integration zusätzliche Last auf die Großrechner brin- 
gen. Sie fangen allerdings eine Reihe von Forderungen, insbeson- 
dere im Bereich der Textverarbeitung und der Graphik, ab. Hin- 
derlich wirkt sich hier aber noch bei VS-eingestuften Daten das 
Fehlen von abstrahlsicheren PC aus. 

System-Software (z. B. Betriebs- und Datenbanksystem, Graphi- 
sches Kemsystem usw.) wird überwiegend gekauft oder gemietet, 
wobei im Rahmen der jeweiligen Anforderungen eine Vereinheit- 
lichung angestrebt wird. Anwendungs-SW für FüInfoSys imd WS 
kann nicht gekauft werden. Vereinheitlichung wird in begrenzten 
Einsatzbereichen auf Komponenten-ZModulebene angestrebt. 
Anwendimgs-Software für Fachinformationssyteme in der Bun- 
deswehr hat viele Besonderheiten; in aller Regel ist sie als 
Gesamtpaket nicht käuflich. Trotzdem ist es gelungen, Standard- 
module des Marktes oder anderer öffentlicher Verwaltungen ein- 
zubauen. Dieses Potential güt es, durch aktive Beschaffungs- 
Marktforschung extensiv zu nutzen und als ein Mittel zum Abbau 
des „Anwendungsstaus" verstärkt einzusetzen. 


8. Inwieweit ist bei Konzeption und Realisierung von DV-Verfahren der 
erforderliche Informationstransfer zwischen den Anwendern bei 
unterschiedlichen Lagebedingimgen (Spanmmg, Krise, V-Fall) 
berücksichtigt? 
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liegen hierzu Erfahrungen aus Übungslagen vor? Besitzen die rele- 
vanten Rechenzentren die notwendige Härtung für den Einsatzfall? 

Könnten DV-Verfahren, die ausschließlich in Friedenszeiten ein- 
gesetzt werden, auch von der Industrie betrieben werden? Könnte 
mittels eines Datenverbundes zwischen Ämtern und Industrie 
(wesentliche Zulieferanten), z.B. im Bereich der Logistik, die liefer- 
bereitschaft erhöht, die Reaktionsfähigkeit verbessert und die eigene 
Lagerhaltung wesentlich entlastet werden? 


Die wichtigsten Arbeitsverfahren sind bereits DV-gestüzt und 
stehen miteinander im Verbund. Eine Rückkehr zur manuellen 
Arbeitsweise ist immer weniger möglich. 

Einsatzrelevante, sowohl streitkräftespezifische als auch sicher- 
lich einige administrative DV-Verfahren sind auch im V-Fall 
weiter zu nutzen. Die Bw trifft deswegen Maßnahmen, damit die 
Nutzung in Krise und V-Fall gesichert ist. 

Härtimg beansprucht sehr hohe Finanzmittel. Maßnahmen sind in 
Vorbereitung. Dezentrahsierung und Mobüität mindern die 
Risiken. 

Die Fühnmgsinformationssysteme sind auf Krise und V-Fall aus- 
gelegt, müssen aber schon im Frieden genutzt werden (müitäri- 
sche Übungen, techn. Funktionsfähigkeit, aktuelle Daten- 
bestände, Nutzererfahrung). Der f emmeidemäßigen Verbindung 
von Teüen der Datenverarbeitung der Bw mit der Industrie stehen 
im Frieden postalische Gesetze entgegen. Diese Hemmnisse soll- 
ten abgebaut werden. Off-line-Datenaustausch wird durch- 
geführt. 


9. Welche zusätzlichen Möglichkeiten der Verlagerung von Aufgaben 
von Amtsbereich zur Industrie könnten ausgeschöpft werden, z.B. 
bezüglich der 

— gezielten Industrieunterstützung im Rahmen der Einführung 
komplexer Waffensysteme, 

— Übernahme von Materialbeschaffungs- und Bewirtschaftungs- 
funktionen, z.B, bei der Ersatzteilbeschaffung und Instand- 
setzung, 

— eigenverantwortlichen Führung von Bauzuständen, analog zur 
Konstruktionsverantwortung über die gesamte Lebensdauer von 
Waffensystemen? 

Wären damit wirtschaftlichere Lösungen verbunden, und welche 
Konsequenzen hätte das z. B. auf zentrale Bewirtschaftungs- 
verfahren, Verfügbarkeit im Einsatzfall usw.? 


Die Industrieiinterstützimg der Bundeswehr bei der Einfühmng 
komplexer Waffensysteme ist durch den Rüstimgsrahmenerlaß 
mit seinen Durchfühmngsbestimmungen und Verfahren geregelt. 
Eine darüber hinausgehende gezielte Unterstützung durch die 
Industrie während der Zeit der Nutzimg wird jeweüs bezogen auf 
die Erfordernisse des Einzelfalls vereinbart. 

— Die Teüstreitkraft Heer untersucht derzeit anhand ausgewähl- 
ten Wehrmaterials in einem 3jährigen Versuchsbetrieb Vor- 
imd Nachteüe, die mit der Konzentration der Vergabe tech- 
nisch-logistischer Unterstützungsleistungen auf eine Firma 
verbunden sind. Ergebnisse hierzu liegen noch nicht vor. 
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— Soweit Material der Luftwaffe in sogenannten Bundeseigenen 
Lagern (BEL) gelagert ist, sind Leitfirmen mit Bewirtschaftsauf- 
gaben beauftragt. Derzeit werden diese BEL mit Kleinrechnern 
ausgestattet und durch Dispositionsverfahren mit den Groß- 
rechnern verbimden. Aktualität und Qualität der benötigten 
Daten werden verbessert, der Erfassungsaufwand verringert, 
der Abbau von Doppelbevoixatimgen wird erwartet und die 
volle Dispositionsfähigkeit - vor allem für Dringlichkeitsbedarf 
- wird hergestellt. 

Regelungen für die Führung von Bauzuständen können nur für 
den .Einzelfall getroffen werden. Alternative Lösungen müssen 
der Unterstützung des Verteidigungsauftrages in Spannung, Krise 
und V-Fall ebenso wie Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten genü- 
gen. Daher scheiden solche Lösungen aus, wenn für den Einzelfall 
eine Parallelorganisation im Amtsbereich unterhalten werden 
müßte. 
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